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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
Natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

(Stand des Entwurfes: 02. Juli 2026) 
Berlin, den 09. Juli 2026 

 

Allgemeine Anmerkungen 
 
Wir begrüßen die Gelegenheit, zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
Natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung Stellung zu nehmen. Dies ist ein bereits im Koalitionsvertrag 
versprochenes Gesetzgebungsvorhaben. Allerdings müssen wir kritisch anmerken, 
dass der vorgegebene Zeitrahmen (von Montag 14:07 Uhr bis Donnerstag 12:00 Uhr) 
für eine gründliche Auseinandersetzung mit dem Referentenentwurf knapp 
bemessen ist. Wir bitten die Bundesregierung künftig Ländern und 
zivilgesellschaftlichen Akteuren angemessen Zeit zu geben, sich mit dem Entwurf zu 
befassen, um eine fundierte Rückmeldung geben zu können, um eine 
partnerschaftliche Lösungssuche zu ermöglichen. 
 
Der vorliegende Gesetzesentwurf steht in direktem Zusammenhang mit dem am 
26.06.2026 vom Deutschen Bundestag beschlossenen Infrastruktur-
Zukunftsgesetz. Dieses sieht neben tiefgreifenden naturschutzfachlichen 
Einschränkungen wie der Ausweitung des überragenden öffentlichen Interesses für 
Infrastrukturvorhaben oder der Anpassung planungsrechtlicher Regelungen auch 
eine Flexibilisierung der Eingriffsregelung vor. Dabei wird für bestimmte Vorhaben die 
Zahlung von Ersatzgeld der Realkompensation gleichgestellt. Der vorliegende 
Entwurf muss somit sicherstellen, dass die Umsetzung der angepassten 
Eingriffsregelung sowie die Verwendung von Ersatzgeldern so gestaltet werden, dass  
 

1. der Kompensationsmechanismus erhalten bleibt und möglichst verbessert 
wird, und  

2. Naturschutzmaßnahmen und Wiederherstellungsprozesse optimiert werden.  
 

In Zeiten eines massiven Rückgangs von Arten und der Zunahme von Lebensräumen 
in ungünstigem Erhaltungszustand, ist der Erhalt und die Wiederherstellung von 
Ökosystemen kein Luxus mehr, sondern die Sicherung unserer menschlichen 
Lebensgrundlage. 
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Besondere Relevanz erhält der vorliegende Entwurf, da er das Potenzial hätte, auf 
problematische gesetzliche Änderungen der vergangenen Monate (Infrastruktur-
Zukunftsgesetz, Bundeswehrinfrastrukturbeschleunigungsgesetz, 
Modernisierungsagenda, etc.) zu reagieren. Im Namen von Planungsbeschleunigung 
und Bürokratieabbau wurden etablierte Planungsverfahren verändert, 
Beteiligungsmöglichkeiten eingeschränkt, technische Infrastrukturvorhaben 
systematisch gegenüber Umweltbelangen priorisiert. Dabei wird entweder ignoriert 
oder bewusst in Kauf genommen, dass der Ausbau von Verkehrsinfrastruktur kurz-, 
mittel- und langfristig zu qualitativen und quantitativen Schäden an der natürlichen 
Infrastruktur führen werden. 
 
Der vorliegende Entwurf weist als Aufschlag in eine gute Richtung damit Schutz und 
Entwicklung der natürlichen Infrastruktur mit der Beschleunigung des Ausbaus der 
grauen Infrastruktur und der Landesverteidigung eine Chance bekommen mithalten 
zu können. Er verpasst allerdings die Chance, unsere Ökosysteme im Lichte dieser 
Beschleunigungsabsichten nachhaltig zu stärken. Ohne Anpassungen und ein 
höheres Ambitionsniveau bleibt er hinter den Erfordernissen eines zeitgemäßen 
Naturschutzes zurück. 
 
Besonders problematisch am vorliegenden Entwurf bleibt die Beschränkung des 
überragenden öffentlichen Interesses für Elemente der natürlichen Infrastruktur auf 
Fälle, in denen kein anderes überragendes öffentliches Interesse vorliegt. Damit wird 
dem Naturschutz kein Vorrang vor anderen Interessen eingeräumt, im Gegenteil 
werden andere Belange priorisiert und somit der Schutz natürlicher Infrastruktur 
langfristig geschwächt. 
 
Für eine langfristige Stärkung der natürlichen Infrastruktur wäre es stattdessen 
notwendig, dass:  
 

1. Naturschutzinteressen innerhalb der Gebietskulisse der natürlichen 
Infrastruktur Vorrang erhalten 

2. Ergänzende Regelungen geschaffen werden, insbesondere: ein 
grundsätzliches Verbot von Eingriffen mit erheblicher 
Flächeninanspruchnahme, eng begrenzte Ausnahmen allein für die 
Daseinsvorsorge, eine prozentual erhöhte flächenmäßige 
Kompensationsverpflichtung 

 
Zudem fehlen Regelungen zur angemessenen Flächensicherung sowie bundes- und 
landesweite Mechanismen, die eine effektive Verwendung der durch 
Ersatzgeldzahlungen eingenommenen Mittel, die schnell wieder abfließen und die 
Sicherung eines Biotopverbundes ermöglichen, gewährleisten. 
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Somit sieht der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) vor allem 
bei den folgenden Bereichen Änderungs- und Prüfbedarf: 
 

1. § 1 BNatSchG-E: Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
 
Eine Einführung des überragend öffentlichen Interesses (üöI) für den Naturschutz im 

vorliegenden Entwurf ist eine Unterstreichung des Schutzes der natürlichen 

Lebensgrundlagen, die es zu begrüßen gilt. Bei unseren Naturgütern handelt es sich 

um ein besonders hohes öffentliches Rechtsgut, dem durch Art. 20a Grundgesetz 

Verfassungsrang zukommt. 

Zu kritisieren ist jedoch, dass erstens die Feststellung eines üöI nur für ausgewählte 

Naturschutzgüter gilt und zweitens selbst diesen lediglich ein üöI zweiter Klasse 

zukommt. Das üöI für den Schutz von Nationalparken, von Naturschutzgebieten, von 

Kernzonen der Biosphärenreservate und von natürlichen, nicht entwässerten Mooren 

sowie die Wiedervernässung von Moorböden, sofern die Wiedervernässung aus 

Mitteln des Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz erfolgt, werden hinter die der 

Landes- und Bündnisverteidigung sowie weiterer aktueller und künftiger Vorhaben in 

den verschiedenen Bereichen gestellt. Wenn der Gesetzgeber immer mehr Vorhaben 

ein „überragendes öffentliches Interesse“ zugesteht, ohne dabei verfassungsrechtlich 

geschützte Belange des Umwelt- und Naturschutzes angemessen zu 

berücksichtigen, entsteht ein strukturelles Ungleichgewicht in der Abwägung. Für 

viele Elemente der im vorliegenden Gesetzesentwurf gezogenen Kulisse wird die 

zusätzliche Naturschutzwirkung nur begrenzt sein, denn Nationalparke, 

Naturschutzgebiete, Kernzonen von Biosphärenreservaten stehen schon unter 

hohem rechtlichen Schutzstatus in Deutschland. Um den Ansprüchen des § 20a GG 

sowie dem Bundeskonzept Grüne Infrastruktur gerecht zu werden, wäre eine 

Ausweitung des überragenden öffentlichen Interesses auf die gesamte natürliche 

Infrastruktur dringend notwendig. Die Liste im §1b sollte im mindesten um 

Naturparke und Natura 2000-Gebiete sowie um die hohe funktionelle Bedeutung für 

Biotop- und Artenschutz, den natürlichen Klimaschutz sowie die Umsetzung des 2%-

Wildnisziels ergänzt werden. Zudem wäre es sinnvoll, prioritäre Korridore zu 

identifizieren, die im Rahmen einer rechtlich gesicherten Kulisse einen 

länderübergreifenden Biotopverbund (gem. § 21 und Bundeskonzept Grüne 
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Infrastruktur) definieren und ebenfalls unter das überragende öffentliche Interesse 

fallen. 

Angesichts der dargelegten Priorisierung anderer Interessen stellt sich die Frage, wie 

die natürliche Infrastruktur wirksam geschützt werden soll, wenn der Gesetzgeber 

eine Vielzahl von Belangen als wichtiger als den Erhalt natürlicher Lebensgrundlagen 

einstuft. Da der Entwurf keine wirksamen Regelungen zum Schutz der 

Flächenkulisse der natürlichen Infrastruktur enthält, bleibt diese Frage 

unbeantwortet. Vor dem Hintergrund des alarmierend schlechten Zustands der 

Ökosysteme in Deutschland ist eine Konstellation, in der die überwiegende Zahl 

öffentlicher Interessen, deren Umsetzung zwangsweise Naturzerstörung mit sich 

bringt, Vorrang vor Naturerhaltung und -wiederherstellung erhält, nicht nur 

wirtschafts- und gesundheitsschädlich, sondern auch völker-, europa- und 

verfassungswidrig. 

Dabei ist die Bundesrepublik Deutschland Vertragspartei zentraler Abkommen, 

darunter das Übereinkommen über die biologische Vielfalt (mit dem Kunming-

Montreal Global Biodiversity Framework), die Berner und Bonner Konvention sowie 

weitere Abkommen zum Schutz der Biodiversität. Als Mitgliedstaat der Europäischen 

Union unterliegt sie zudem den Verpflichtungen der FFH- und Vogelschutzrichtlinie 

sowie der Wiederherstellungsverordnung. 

Die einschlägigen Berichte zum Zustand unserer Ökosysteme und die zahlreichen 

Vertragsverletzungsverfahren der vergangenen Jahre belegen, dass Deutschland bei 

der Erfüllung dieser Verpflichtungen erhebliche Defizite aufweist. Von der 

Finanzierung bis zur Umsetzung vor Ort, fehlt es an Ressourcen, Kapazitäten und 

politischem Willen. Während für die Beschleunigung des Ausbaus erneuerbarer 

Energien eine europarechtliche Rechtfertigung für einen Vorrang in der Abwägung 

besteht, fehlt eine solche für andere Vorhaben wie den Autobahnausbau durch das 

Infrastrukturzukunftsgesetz (InfZuG). Zu streichen ist somit der beabsichtigte 

Absatz, der aufzeigt in welchen Fällen das üöI keine Anwendung finden soll. Die 

dahinterstehenden Vorhaben dienen lediglich einer kurzfristigen Besserung. 

Ein zu begrüßender Aspekt des Entwurfs ist, dass natürliche, nicht entwässerte 

Moore in das überragende öffentliche Interesse überführt werden sollen, was ihre 

enorme Klimaschutzfunktion nochmals verdeutlicht und verstärkt. Gleiches gilt für 

die aus den Mitteln des Aktionsprogramms Natürlicher Klimaschutz geförderte 

Wiedervernässung von Moorböden, die einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz 

leistet. Zudem ist die dauerhafte Sicherung der natürlichen Klimaschutzfunktion, wie 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5 
BUND-Stellungnahme zum NatInfG 

sie in Abs. 1 Nr. 2 ergänzt wurde, ein weiterer positiver Schritt. Um die Klimaschutz- 

und Klimaanpassungsziele jedoch umfassend erreichen zu können, wäre es 

wünschenswert, auch weitere zentrale Ökosysteme wie rezente Auen in das 

überragende öffentliche Interesse aufzunehmen. 

 

2. § 15 BNatSchG-E: Verursacherpflichten, Unzulässigkeit von Eingriffen; 
Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 

 
Die aus dem Verursacherprinzip abgeleitete Eingriffsregelung ist, auf die 
Gesamtfläche bezogen, das entscheidende präventive Instrument des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege. Dadurch wird der Träger eines 
Vorhabens, das erhebliche negative Auswirkungen auf Natur und Landschaft hat, 
verpflichtet, diese Folgen zu minimieren. Haben die Belange von Natur und 
Landschaft nach einer Abwägung Vorrang vor dem Eingriffsinteresse, ist der Eingriff 
zu untersagen. Ziel ist es jedoch nicht nur, eine schadensbezogene Regelung zu 
treffen, die entstandene Schäden ausgleicht oder ersetzt, sondern auch eine Lenkung 
von Eingriffen, um Schäden zu vermeiden. 
 
Durch die geplanten Änderungen des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) durch 
das InfZuG verabschiedet sich die Bundesregierung vom Grundsatz der 
Naturalkompensation im Naturschutzrecht. Mit der weitgehenden Auflösung des 
Verursacherprinzips als Leitprinzip der EU-Umweltpolitik und der UN-
Nachhaltigkeitsziele dürfte die Eingriffsregelung ihre praktische Wirksamkeit 
verlieren, wenn sich Vorhabenträger von der Pflicht einer realen 
Flächenkompensation durch Geldzahlungen entledigen können. Angesichts des 
aktuellen Zustands unserer Ökosysteme ist es umso wichtiger, an einer starken 
Eingriffsregelung festzuhalten, weswegen wir den §15 BNatSchG-E grundsätzlich 
begrüßen. 
 
Eine Ausweitung des Suchraums für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf 
angrenzende Naturräume kann bereits zu einer bis zu achtfachen Vergrößerung des 
Suchraums führen. Naturräume sind heute schon große Suchräume, die viel 
Flexibilität ermöglichen. Es braucht einen ökologisch-funktionalen und regionalen 
räumlichen Zusammenhang zwischen Eingriff/Schädigung und Ersatz/Ausgleich. 
Blühstreifen können kein Ersatz für Seegraswiesenverlust sein, Trockenrasen 
wiederum kein Ersatz für Feuchtwiesen oder Übernachtungsquartiere keinen Ersatz 
für Nahrungshabitate bieten. Daher empfiehlt der BUND, dem betroffenen Naturraum 
Vorrang einzuräumen. Ein enger räumlicher Zusammenhang zwischen Eingriff und 
Ausgleich bzw. Ersatz ist nicht nur ökologisch sinnvoll, sondern fördert auch die 
Akzeptanz von Vorhaben, bei denen sichtbar in die Natur eingegriffen wird. Die 
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betroffenen Bürger*innen wollen wissen, dass ein Eingriff, der „ihre“ Landschaft 
zerstört auch bei ihnen in der Nähe wieder ausgeglichen wird. Eine Aufweichung oder 
gar Abkehr von diesem Prinzip könnte die Akzeptanz in der lokalen Bevölkerung 
schwächen und damit die Durchführung von Infrastrukturvorhaben erschweren, was 
im Widerspruch zum Ziel der Bundesregierung steht, Planungs- und 
Genehmigungsverfahren zu optimieren. 
 
Die in § 15 Abs. 3a geschaffene Anreizwirkung, bevorratete Ausgleichs- oder 
Ersatzmaßnahmen für die Kompensation zu nutzen, ist zu begrüßen. Ebenso positiv 
bewerten wir die in § 15 Abs. 3b vorgesehene Stärkung der Flächenkulisse der 
natürlichen Infrastruktur nach § 20a durch einen erhöhten Kompensationsbedarf. 
Allerdings ist davon auszugehen, dass eine Erhöhung um 20 % nicht ausreichen wird, 
um diese Flächen langfristig zu schützen und zu erhalten. Diese Einschätzung gilt 
auch für die vorgesehene Erhöhung der Ersatzgeldzahlung nach § 15 Abs. 6b. 
 
Wir begrüßen hierbei die im § 15a angestrebte Stärkung der Ökokonten, sowie die in 

§ 15b vorgesehene Möglichkeit, die Verantwortung für Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen an qualifizierte Dritte zu übertragen. Allerdings sollten die 

Eignungskriterien in Absatz 2 präziser definiert werden. Neben Zuverlässigkeit und 

wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit sollte auch eine Gemeinwohlorientierung als 

Voraussetzung gefordert werden. Der Vollzug der Maßnahmenumsetzung muss 

allerdings sowohl qualitativ als auch quantitativ berichtet (und transparent 

nachvollziehbar gemacht) werden, mithilfe eines flächendeckenden 

Kompensationskatasters (bereits bekannt und bewährt bei den Flächenagenturen). 

 

3. § 40 BNatSchG-E: Ausbringen von Pflanzen und Tieren 
 

Die Änderung nach 40 Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 

ersetzt: 4. „das Ausbringen von Gehölzen und Saatgut außerhalb ihrer 

Vorkommensgebiete auf Deich- und Dammbauten zum Küsten- und 

Hochwasserschutz sowie zur Umsetzung vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen 

nach § 44 Absatz 5 Satz 3, wenn zertifiziertes Pflanz- oder Saatgut aus dem 

Vorkommensgebiet nachweislich nicht oder nicht in ausreichendem Maße erhältlich 

ist." Dies stellt eine deutliche Schwächung des §40 Abs. 1 dar und wird abgelehnt. 

Zu § 40 BNatSchG: Es ist rechtlich eindeutig im § 67 Abs. 1 geklärt, dass im akuten 

Krisenfall andere als gebietsheimische Arten genutzt werden können, diese können 

auch der Deichsicherheit und dem hohen Rang des Hochwasserschutzes gerecht 

werden. Eine Änderung des § 40 BNatSchG ist somit nicht erforderlich und wird 

abgelehnt. 
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Die Möglichkeit einer Befreiung nach § 67 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BNatSchG, wird im 

Straßenbau bereits genutzt und kann auf dem Weg eines Erlasses zusätzlich gestärkt 

werden. Die großen Saatgutproduzentenverbände bieten geregelte Zertifikate für 

geeignetes Saatgut an.  

In der Praxis finden sich diverse landespflegerische Maßnahmen, bei denen Regio-

saatgut auf Deichen eingesetzt wird, dies auch im Hinblick auf die hohe Bedeutung 

von Deichen für den Biotopverbund. Ansaaten mit Zuchtsorten und deren negative 

Auswirkungen auf die Biodiversität konterkarieren die Bemühungen der 

Wiederherstellungsverordnung. Zahlreiche Studien (u.a. Langzeitstudie Jena-

Experiment) belegen die bessere Resilienz und Regenerationsfähigkeit artenreichen 

extensiven Grünlands aus Wildpflanzen gegenüber Hitze und Trockenheit. Somit 

dient diese Form der Begrünung in Zeiten des Klimawandels ebenfalls der 

Deichsicherheit.  

Die Neuregelung schafft zudem zusätzliche Bürokratie, Rechtsunsicherheit und 

Verwaltungsaufwand: Es müssen zur Umsetzung neue Entscheidungsstrukturen und 

Rechenschafts- wie Dokumentationspflichten geschaffen werden, um rechtssicher 

zu entscheiden, dass nicht genug Saat- und Pflanzgut da ist, um zu klären anhand 

welcher Kriterien dies entschieden wird. Zudem könnte als milderes Mittel alternativ 

mit weniger Aufwand Engpässe auch kurzfristig überwunden werden u.a. durch 

Reduktion der Artenzahl oder auch ggf. Nutzung der Herkünfte aus Nachbar-

Vorkommensgebieten. 

 

4. § 67 BNatSchG-E: Befreiungen 
 

Die in § 67 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BNatSchG-E vorgesehenen Befreiungen für den 

Wohnungsbau und das Tierwohl sind aus unserer Sicht kritisch zu bewerten, da sie 

zu Lasten des langfristigen Schutzes der natürlichen Infrastruktur und somit des 

Naturschutzes gehen. 

 

5. § 74BNatSchG-E: Übergangs- und Überleitungsregelungen; Evaluierung 
 

Die in Abs. 8 vorgesehene Evaluierung des Gesetzes bis zum 30. Juni 2028 lehnt 

der BUND ab. Zum einen ist diese Form der Qualitätskontrolle im Vergleich zu 

anderen Rechtssetzungsverfahren ungewöhnlich. Zum anderen bleibt unklar, wie eine 

solche Evaluierung konkret ausgestaltet werden soll, ganz abgesehen vom zu 

erwartenden hohen Verwaltungsaufwand. 
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Es ist nicht nachvollziehbar, dass die Stärkung natürlicher Infrastruktur einer 

aufwendigen Evaluierung unterzogen wird, während der beschleunigte Ausbau der 

Verkehrsinfrastruktur verbunden mit dem Abbau von Umweltstandards ohne 

vergleichbare Prüfung erfolgt. 

 

Ergänzungsvorschläge 

• §16a BNatSchG-E: Naturgutschriften 

Die Einführung von „Naturgutschriften“ wird als potenziell sinnvolles Instrument 

bewertet, da es auf dem bewährten Grundprinzip der Ökokonten aufbaut. Um eine 

bundesweit einheitliche Anwendung zu gewährleisten, müssen die Details in einer 

Rechtsverordnung verbindlich geregelt werden. Im vorliegenden Entwurf sollte die 

weitere Ausgestaltung veranschaulicht werden. Es braucht einen klaren Zeithorizont 

für den Erlass der entsprechenden Verordnung. 

Dazu muss die enge Anlehnung an den Fahrplan für Naturgutschriften der 

Europäischen Union gewährleistet sein. Hierbei ist es besonders wichtig eine 

handhabbare Definition des Instrumentes festzulegen. Es gilt weiterhin eine 

kritische Perspektive auf die Inwertsetzung der Natur beizubehalten. 

Ökonomisierung der Natur kann nicht nur Teil der Lösung, sondern auch Teil des 

Problems sein. Statt den Naturschutz auf technische Fragen zu reduzieren, braucht 

es eine Transformation im Denken und Handeln, die sich den Konsequenzen aus dem 

Zielkonflikt zwischen Wirtschaftswachstum und der Sicherung unserer 

Lebensgrundlagen stellt. Hier kann eine Verordnung einen wesentlichen Baustein 

legen. 

• §20 BNatSchG-E: Allgemeine Grundsätze 

Wir begrüßen explizit den §20 BNatSchG-E der die Erhöhung des Anteils des 

Biotopverbunds auf 15 % sowie die Ergänzung einer Frist bis 2030 für die 

Erfüllungsverpflichtung festsetzt. Der Biotopverbund ist die zentrale Strategie zur 

Sicherung der Biodiversität und von großer Bedeutung in einer zunehmend 

fragmentierten Landschaft. Durch Vernetzungskorridore können Arten sich an 

veränderte Klimabedingungen anpassen, Populationen langfristig stabil bleiben und 

Ökosysteme ihre Resilienz bewahren. Um diese wichtigen Funktionen zu sichern, ist 

es notwendig, bestehende Lebensräume gezielt miteinander zu verbinden und den 

Biotopverbund weiter zu stärken. 
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Angesichts der ökologischen Bedeutung, die einem länderübergreifenden 

Biotopverbund insbesondere vor dem Hintergrund des Klimawandels zukommt, ist es 

wünschenswert, diesen Wert gestaffelt auf mindestens 20 Prozent bis 2050 

anzuheben. Dabei ist zu betonen, dass es hier nicht um klassische Schutzgebiete 

geht, sondern um die funktionelle Verknüpfung ökologisch vernetzter Flächen. Dazu 

zählen nicht nur Schutzgebiete im engeren Sinne, sondern auch marine Gebiete, 

naturnahe Wälder, Moore, Gewässer und Auen, Hecken, Feldgehölze und Säume, 

extensiv genutztes Grünland sowie Trittsteinbiotope und Wanderkorridore. 

Die vorgesehene Regelung in § 20a zur Einführung einer sogenannten „Natürlichen 
Infrastruktur“ ist neben der Regelung zum überragenden öffentlichen Interesse (in § 
1) und den Anpassungen zur Eingriffsregelung (in § 15 ff.) das zentrale Kernelement 
des vorliegenden BNatSchG-E. Damit wird für die in Abs. 2 definierten Bestandteile 
nicht nur der besondere Schutzwert unterstrichen; vielmehr erhalten diese 
Bestandteile völlig neue funktionelle Bedeutungen, die in Abs. 3 näher definiert sind 
und ein großes Potenzial sowohl für die ökologische Entwicklung der jeweiligen 
Bestandteile als auch für die Begünstigung derer, die zu dieser Entwicklung 
beitragen, versprechen. Ohne diese Legaldefinition wäre der gesamte Rest der 
Gesetzesnovelle wertlos und ineffektiv. In diesem Zusammenhang ist auch die 
Klarstellung in § 20a Abs. 3 S. 1 BNatSchG-E von entscheidender Bedeutung, weil 
erst dadurch eine wirkliche Stärkung der natürlichen Infrastruktur sowie die 
effektive Verwendung von Fördermitteln und Mitteln aus der Ersatzgeldzahlung 
ermöglicht wird. Der aktuell in Klammern gesetzte Satz „Die Flächen der Natürlichen 
Infrastruktur sind für künftige Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffen in Natur 
und Landschaft, zum Einsatz natur- und landschaftsbezogener Fördermittel sowie die 
gleichzeitige Verwirklichung mehrerer Ziele oder Erfüllung mehrerer Verpflichtungen im 
Sinne des § 2 Absatz 3a besonders geeignet.“ sollte daher keinesfalls gestrichen 
werden. 
 

Fehlende Regelungsbereiche 
 
Forderungen für die Aufnahme neuer Regelungen, die sich noch nicht im Entwurf 
befinden: 
 

• Vorkaufsrecht: 
 
Das Vorkaufsrecht dient als wirksames Instrument, um sicherzustellen, dass Flächen 
mit hohem naturschutzfachlichem Wert gezielt gesichert und nachhaltig genutzt 
werden können.  
§66 BNatSchG muss dahingehend ergänzt werden, dass Gemeinden, 
Gemeindeverbände und Länder ein Vorkaufsrecht an Grundstücken erhalten, sofern 
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diese für die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
von besonderer Bedeutung sind. Dies unterstreicht die Priorität des öffentlichen 
Interesses an der Bewahrung und Förderung ökologisch wertvoller Flächen. 
 

• Bundeslandschaftsprogramm: 
 
Der §9 BNatSchG-E wird grundsätzlich begrüßt. Es ist jedoch bedauerlich, dass das 
vorgesehene Bundeslandschaftsprogramm nicht mehr enthalten ist. Dieses hätte als 
planerische Grundlage ein geeignetes Instrument für eine bundesweite räumliche 
Steuerung dargestellt, der u.a. zur flächenscharfen Umsetzung des Biotopverbundes 
hätte beitragen können. Daher wäre es zu begrüßen, die Regelung für ein 
Bundeslandschaftsprogramm wieder aufzunehmen. Zudem sollte geprüft werden, 
inwiefern eine Kulisse der natürlichen Infrastruktur im Raumordnungsrecht verankert 
werden kann. 
 
Die landschafts- und raumplanerische Abbildung einer solchen Kulisse ist von 
zentraler Bedeutung für die systematische Entwicklung der natürlichen Infrastruktur 
in Deutschland. Dabei geht es nicht um die Ausweitung von Schutzgebieten, sondern 
um die Schaffung eines Rahmens, in dem Aktivitäten zur Entwicklung der natürlichen 
Infrastruktur gezielt begünstigt werden. Eine solche Kulisse hat vor allem eine 
planerische und steuernde Funktion und ist nicht automatisch mit 
Nutzungseinschränkungen oder Eigentumsentwertungen verbunden. Im Gegenteil: 
Bei einer sinnvollen Ausgestaltung können sich für Eigentümer*innen und 
Bewirtschaftende sogar klare Vorteile ergeben etwa durch langfristige 
Flächenentwicklung oder betriebliche Vorteile, wenn betriebliche Leistungen den 
Zielen der Kulisse entsprechen und hierfür einkommenswirksame 
Honorierungsansätze etabliert werden. Vor diesem Hintergrund ist es 
wünschenswert, sich konstruktiv mit der Ausgestaltung solcher Instrumente 
auseinanderzusetzen, um die Potenziale für alle Beteiligten bestmöglich zu nutzen. 
 
 
Kontakt:  
 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)  
Friends of the Earth Germany  
Kaiserin-Augusta-Allee 5  
10553 Berlin 
 

 
Referentin Naturschutzpolitik, Teamleitung Lebensräume 
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